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Bundesrepublik Deutsdüand 

Der Bundeskanzler Bonn, den 6. April 1966 

II/l — 65109 — 5324/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 27 Abs. 2 des Außenwirtschafts- 
gesetzes die 

Adite Verordnung 

zur Änderung der Außenwirtsdiaftsverordnung 

nebst einem Vermerk. 

Die Verordnung wurde im Bundesanzeiger Nr. 63 vom 31. März 
1966 verkündet. Sie wird gleichzeitig dem Herrn Präsidenten 
des Bundesrates zugeleitet. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Budidnickerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Achte Verordnung 

zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

Vom 30. März 1966 


Auf Grund des § 27 in Verbindung mit den §§ 2, 
6, 10 Abs. 5, §§ 26, 33 Abs. 4 Nr. 2 und 3 und § 46 
Abs. 3 des Außenwirtschaftsgesetzes vom 28. April 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 481) verordnet die Bun- 
desregierung; 

§ 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung vom 22. August 
1961 {Bundesgesetzbl. I S. 1381), zuletzt geändert 
durch die Siebente Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung vom 27. Dezember 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 2174), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 7 erhält folgende Fassung: 

«§ 7 

Beschränkung nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 AWG 

Verträge über die Ausfuhr von Waren mit 
einem Gebietsfremden in einem Lande der Län- 
derliste C (Anlage L) bedürfen der Genehmi- 
gung, wenn eine längere Stundung des Entgelts 
als 180 Tage nach Lieferung der Ware verein- 
bart wird." 

2. In § 15 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„ (6) Die Oberfinanzdirektion kann vertrauens- 
würdigen Ausführem, die ständig zahlreiche 
Sendungen ausführen, gestatten, im Verfahren 
der Voraus anmeldung an Stelle des Ausfuhr- 
scheines eine Ausfuhrkontrollmeldung (An- 
. läge A 7) zu verwenden, wenn bei dem Aus- 
führer die fortlaufende, vollständige und rich- 
tige Erfassung der Ausfuhrsendungen nach der 
Art des betrieblichen Rechnungswesens, insbe- 
sondere mit Hilfe einer elektronischen Daten- 
verarbeitungsanlage, gewährleistet ist. Die Aus- 
fuhrkonitrollmeldungen müssen bei der Voraus- 
anmeldung auch Angaben über die auszufüh- 
renden Waren enthalten." 

3. In § 18 wird folgender Absatz 4 angefügt; 

„(4) Ausführer, denen für die genehmigungs- 
freie Ausfuhr die Verfahrenserleichterung nach 
§ 15 Abs. 6 gewährt worden ist, können für die 
genehmigungsbedürftige Ausfuhr an Stelle des 
Ausfuhrscheines eine. Ausfuhrkontrollmeldung 
zur Ausfuhrabfertigung nach § 9 Abs. 1 und 2 
vorlegen." 


4. In § 20 a Satz 2 werden die Worte „der Außen- 
handelsstelle für Erzeugnisse der Ernährung 
und Landwirtschaft“ durch die Worte „dem 
Bundesamt für Ernährung und Forstwirtschaft“ 
ersetzt. 

5. In § 24 Abs. 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Die für die Eilteilung von Einfuhrgenehmigun- 
gen zuständigen Stellen können vertrauenswür- 
digen Einführern, die nach Art und Umfang 
ihres Gewerbes ständig bestimmte Waren in 
zahlreichen Sendungen einführen, gestatten, 
Einfuhrerklämngen für einen begrenzten Zeit- 
raum vor Abschluß der Einfuhrverträge, aber 
nicht über 6 Monate hinaus, abzugeben." 

6. In § 32 Abs. 1 erhält Nummer 3 folgende Fas- 
sung: 

„3. bis zu einem Grenzübergangswert von 
zweihundertvierzig Deuytsche Mark je Ein- 
fuhrsendung 

a) Waren der gewerblichen Wirtschaft 
(Waren, die in Spalte 3 der Einfuhrliste 
mit 01 bis 19 gekennzeichnet sind), aus- 
genommen Waren des Buchhandels und 
Erzeugnisse des graphischen Gewerbes, 
belichtete und entwickelte kinemato- 
graphische Filme und die dazugehören- 
den Tonträger sowie Mikrofilme, 

b) aus dem Bereich der Ernährung und 
Landwirtschaft: Tee und Mate, Auszüge 
oder Essenzen aus Tee oder Mate, Zu- 
bereitungen auf der Grundlage solcher 
Auszüge oder Essenzen, 

Kakao und Zubereitungen aus Kakao, 
ausgenommen Speiseeis, 

Backwaren, 

Obst- und Gemüsekonserven sowie 
Fruchtsäfte, Getränke und alkoholische 
Flüssigkeiten; 

Wein und Traubenmost jedoch nur 
bis zu den Mengen, die nach § 4 Abs. 1 
Nr. 1 und 3 der Wein-Zollordnung 
vom 17. Juli 1909 (Zentralbl. für das 
Deutsche Reich S. 333) in der jeweils 
geltenden Fassung von der amtlichen 
Untersuchung auf ihre Einfuhrfähig- 
keit befreit sind; 

das erleichterte Verfahren gilt nicht für die 
Einfuhr aus einem Zollfreigebiet oder einem 
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Zollverkehr sowie für die genehmigungsbedürf- 
tige Einfuhr von Waren, die zum Handel oder 
zu einer anderen gewerblichen Verwendung be- 
stimmt sind;". 

7. In § 35 a Abs, 1 werden die Worte „die Außen- 
handelsstelle für Erzeugnisse der Ernährung und 
Landwirtschaft" durch die Worte „das Bundes- 
amt für Ernährung und Forstwirtschaft" ersetzt. 

8. In § 35 b Abs. 1 werden die Worte „wenn das 
Versendungsland der Waren" durch die Worte 
„wenn das Ursprungsland oder das Versen- 
dungsland der Waren" ersetzt. 

9. In § 71 Abs. 2 erhält Nummer 3 folgende Fas- 
sung: 

„3, als Ausführer entgegen §§ 9, 12 Abs. 2 und 
§ 14 Abs. 2 einen Ausfuhrschein nicht, un- 
richtig, nicht vollständig oder nicht frist- 
gemäß abgibt oder an Stelle des Ausfuhr- 
scheines eine Versand-Ausfuhrerklärung 
nach § 12 Abs. 1 oder eine Ausfuhrkontroll- 
meldung nach § 15 Abs. 6 oder § 18 Abs. 4 
unrichtig oder nicht vollständig abgibt,". 

10. Die Anlage A 7 zur Außenwirtschaftsverordnung 
erhält die aus der Anlage zu dieser Verordnung 
ersichtliche Fassung. 


11. In der Anlage E 2 zur Außenwirtschaftsverord- 
nung erhält der Buchstabe d unter „1. Einfuhr- 
verfahren" folgende Fassung: 

„d) Gesamtwert der EE oder 

Gesamtwert oder -menge der EG 


§ 2 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermäch- 
tigt, die Außenwirtschaftsverordnung in der vom 
Tage des Inkrafttretens dieser Verordnung an gel- 
tenden Fassung bekanntzumachen und dabei Un- 
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 


§ 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. 


§ 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 30. März 1966 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Mende 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Schmücke r 
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Ausfuhrgenehmigung 


Nr 

vom 19. 

Höchstmenge 

gültig bis 19. 


Dienst- 

stempel 


Anlage A 7 zur AWV 


Vor Ausfüllung Rückseite beachten! 

Ausfuhrkontrollmeldung 

(§15 Abs. 6 der Außenwirtschafts Verordnung) 
An Ausgangszollstelle / Postanstalt 


1, Ausführer 


Name 


2. Verbrauchsland 


Wohnort / Sitz 


Straße und Hausnummer 


3 

4 

5 

6 

7 

Zeichen und Zahl und 

Nummern Art 

der Packstücke 

(bei unverpackten Waren: 
Beförderungsmittel mit Nr. 
oder Namen) 

Benennung der Waren 

Nummer 
des Waren- 
verzeichnis- 
ses für die 
Außen- 
handels- 
statistik 

Roh- 
gewicht 
in vollen 

kg 

Reingewicht 
in vollen kg, 
Stück, Liter, 
lfd. Meter, 
Kubikmeter 
usw. 
















Anmerkung 

In B r au n d r u c k : Umrandung 
oben und links; die rechte untere Ecke 
des Vordrucks; die Worte „Vor Aus- 
füllung Rückseite beachten!" und „An 
Ausgangszollstell e/Pos tans talt" . 
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Ich versichere, daß die Angaben richtig sind. 


8. Zur Verfahrenserleichterung nach § 15 Abs. 6 
AWV zugelassen. 


Ort 


Tag 


Firma und Untersdirift 


Vfg. OFD vom Az 

9. Zur zollamtlichen Behandlung der Ausfuhrsen- 
dung 

am um Uhr. 

angemeldet ) 

Die Ausfuhr ist zulässig. 


*) Nichtzutreffendes streichen. 


Tag 



'Dienststempel 
der Vcrsand- 
zollstelle 


Die Spaltenbreite der Nrn. 3 bis 7 des Vordrucks kann mit Zustimmung der Oberfinanzdirektion den inter- 
nationalen Beförderungspapieren oder den Erfordernissen des betrieblichen Rechnungswesens angepaßt werden. 
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Anlage A 7 zur AWV (Rückseite) 


Beschaubefund der Versandzollstelle 


Zeichen und Zahl und 
Nummern Art 

der Packstücke 

Benennung der Waren 

Menge 

roh loin 

kg kg 

Art der 

Nämlichkeitssicherung 






Uienststcmpcl 
der Versaiid- 
zollstelle 


Tag 


Erläuterungen 

1. Die Ausfuhrkontrollmeldung darf nur von Ausführern verwendet werden, denen die 
Verfahrenserleichterung nach § 15 Abs. 6 AWV gewährt worden ist. 

2. Bei genehmigungsfreien Ausfuhren brauchen die Nrn. 2, 5, 7 und 9 des Vor- 
drucks nicht ausgefüllt zu werden, die Angaben über die Ausfuhrgenehmigung ent- 
fallen; als Warenbenennung (Nr. 4 des Vordrucks) genügt die Angabe einer Sammel- 
bezeichnung. 

3. Bei genehmigungsbedürftigen Ausfuhren ist in Nr. 4 des Vordrucks eine 
genaue Beschreibung der Waren anzugeben. 
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Vermerk 

betr, Entwurf einer Achten Verordnung zur Änderung der Außenwirt- 
schaftsverordnung 


1. Im Hinblick auf die Ausweitung des Warenver- 
kehrs mit den Ländern der Länderliste C, insbe- 
sondere mit den osteuropäischen Staatshandels- 
ländern, und die verstärkte internationale Kon- 
kurrenz bei Exporten in diese Länder erscheint 
eine Auflockerung der Beschränkung für die Ver- 
einbarung der Leistungszeit geboten. Da in den 
letzten Jahren keine Genehmigungsanträge auf 
Zahlungsziele bis zu 180 Tagen abgelehnt wor- 
den sind, ist die Beschränkung auf das jetzt noch 
erforderliche Maß zu begrenzen. Durch die Neu- 
fassung wird zugleich klargestellt, daß sich die 
Beschränkung auf alle Arten des Entgelts er- 
streckt (§ 1 Nr. 1 des Entwurfs). 

2. Durch den neu eingefügten Absatz 6 des § 15 
wird eine Verfahrenserleichterung für Ausführer 
geschaffen, die laufend zahlreiche Sendungen 
ausführen. Diesen Ausführern kann von der 
Oberfinanzdirektion gestattet werden, zur Vor- 
ausanmeldung bei der Versandzollstelle statt 
des Ausfuhrscheins eine Ausfuhrkontrollmel- 
dung zu verwenden, die nur die Angaben ent- 
hält, die zur Identifizierung der Ausfuhrsendun- 
gen durch die Ausgangszollstelle notwendig sind. 
Voraussetzung für die Gewährung der Ver- 
fahrenserleichterung ist, daß das Rechnungswesen 
des Ausführers ein in sich geschlossenes System 
ist, das die Abwicklung der Aufträge (Ablauf 
vom Auftragseingang bis zur Auslieferung und 
Rechnungslegung) lückenlos erkennen läßt und 
die vollständige Erfassung der Ausfuhrsendun- 
gen sicherstellt. Zugleich muß dem Ausführer 
nach § 8 des Gesetzes über die Außenhandels- 
statistik eine Erleichterung im Anmeldeverfahren 
gewährt worden sein, da nur in diesem Falle 
eine Vereinfachung in der Ausfuhrabwicklung 
erreicht wird (§ 1 Nr. 2 des Entwurfs). 

3. Durch die Ergänzung des § 18 wird es den Aus- 
führern, denen die Verfahrenserleichterung nach 
§ 15 Abs. 6 gewährt worden ist, ermöglicht, den 
vereinfachten Vordruck der Ausfuhrkontroll- 
meldung auch für genehmigungsbedürftige Aus- 
fuhren zu verwenden. Diese Ausfuhrsendungen 
müssen jedoch der Versandzollstelle weiterhin 
zur Ausfuhrabfertigung gestellt oder angemeldet 
werden (§ 1 Nr. 3 des Entwurfs). 

4. Die Außenhandelsstelle ist durch § 12 des Er- 
nährungssicherstellungsgesetzes vom 24. August 
1965 — Bundesgesetzblatt I S. 938 — ■ umbenannt 
worden (§ 1 Nr. 4 und 7 des Entwurfs). 

5. Die Vorschrift des § 24 Abs. 2 Satz 1, nach der die 
Einfuhrerklärung binnen 14 Tagen nach Ab- 
schluß des Einfuhrvertrages abzugeben ist, hat 


bei den Einführern zu Schwierigkeiten geführt, 
die die Absatzmöglichkeiten für Einfuhrwaren 
während eines längeren Zeitraumes nicht über- 
sehen können. Diese Einführer sind deshalb ge- 
zwungen, die Bestellungen auf den jeweils auf- 
tretenden Bedarf abzustellen. Dies hat^zur Folge, 
daß zahlreiche Einfuhrerklärungen über ver- 
hältnismäßig kleine Werte abgegeben werden 
müssen. Durch die Vielzahl der abgegebenen 
Einfuhrerklärungen und die Kontrolle ihrer Aus- 
nutzung wird die Abwicklung der Einfuhrge- 
schäfte schwierig und unübersichtlich, zumal 
viele Lieferungen in Teilsendungen und nicht in 
der Reihenfolge der Bestellungen eingehen. Diese 
Schwierigkeiten sollen durch die Ergänzung des 
§ 24 Abs. 2 behoben werden, nach der den in 
Frage kommenden Einführern gestattet werden 
kann, Einfuhrerklärungen bereits vor Abschluß 
der Einfuhrverträge abzugeben (§ 1 Nr. 5 des 
Entwurfs). 

6. In das erleichterte Einfuhrverfahren für Klein- 
sendungen bis zu 240 DM wurde eine Reihe von 
Nahrungs- und Genußmitteln einbezogen, die für 
den Direktbezug zum eigenen Verbrauch in erster 
Linie in Frage kommen. Dabei mußten die Waren 
unberücksichtigt bleiben, deren Einfuhr beson- 
deren Uberwachungsvorschriften zum Schutz des 
Lebens und der Gesundheit von Menschen, Tieren 
und Pflanzen unterliegt. Aus diesem Grund 
mußte auch die Einfuhr von Wein und Trauben- 
most auf die Mengen begrenzt werden, die ohne 
Untersuchung auf Einfuhrfähigkeit eingeführt 
werden können (§ 1 Nr. 6 des Entwurfs). 

7. Mit Änderung des § 35 b Abs. 1 entspricht die 
Bundesregierung dem Beschluß Nr. 94 des Inter- 
nationalen Kaffeerats vom 12. Dezember 1965. 
Danach ist ab 1. April 1966 ein nach dem Inter- 
nationalen Kaffee-Ubereinkommen 1962 vorge- 
sehenes Zeugnis auch dann vorzulegen, wenn 
Kaffee mit Ursprung in einem Mitgliedstaat aus 
einem Nichtmitgliedstaat eingeführt wird (§ 1 
Nr. 8 des Entwurfs). 

8. Durch die Änderung des § 71 Abs. 2 wird die 
Abgabe der Ausfuhrkontrollmeldung den glei- 
chen Bußgeldvorschriften unterworfen, wie sie 
für die Abgabe der Versand- Ausfuhrerklärung 
vorgesehen sind (§ 1 Nr. 9 des Entwurfs). 

9. Die Änderung der Anlage E 2 dient der Klar- 
stellung, daß bei Einfuhren auf Grund von Ge- 
nehmigungen über Mengen die in der Einfuhr- 
genehmigung genannte Gesamtmenge in der Ein- 
fuhrkontrollmeldung anzugeben ist (§ 1 Nr. 11 
des Entwurfs). 
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